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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte trÃ¤gt die
notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers auch im Berufungsverfahren.
Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Zahlung von Krankengeld fÃ¼r den Zeitraum 8. bis 14. Mai
2018.

Der KlÃ¤ger ist bei der Beklagten krankenversichert. Er arbeitet als Linienpilot bei
der L â�¦ Nach einem stationÃ¤ren Reha-Aufenthalt wurde der KlÃ¤ger am 13.
November 2017 vom Fliegerarzt des Medizinischen Dienstes der L. fÃ¼r
fluguntauglich und damit fÃ¼r arbeitsunfÃ¤hig befunden. Die Flugtauglichkeit des
KlÃ¤gers sollte durch einen Gutachter des Luftfahrtbundesamtes positiv festgestellt
werden. Zu einer solchen Begutachtung kam es allerdings erst im Mai 2018. Die
ArbeitsunfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers wurde von den FliegerÃ¤rzten der L. bis dahin
jeweils monatlich verlÃ¤ngert. Ab dem 25. Dezember 2017 lagen die
Voraussetzungen fÃ¼r die Zahlung von Krankengeld vor. Die Auszahlung des
Krankengeldes verzÃ¶gerte sich allerdings, weil die vom KlÃ¤ger eingereichten
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Fluguntauglichkeitsbescheinigungen bei der Beklagten offenbar falsch verarbeitetet
worden waren.

Mit Schreiben vom 3. April 2018 stellten die FliegerÃ¤rzte die ArbeitsunfÃ¤higkeit
des KlÃ¤gers bis 7. Mai 2018 fest. Diese Bescheinigung vom 3. April 2018 reichte
der KlÃ¤ger unstreitig rechtzeitig bei der Beklagten ein.

Eine Folgebescheinigung stellten die FliegerÃ¤rzte am 8. Mai 2018 aus. Diese
Folgebescheinigung gab der KlÃ¤ger am 15. Mai 2018 in einer GeschÃ¤ftsstelle der
Beklagten ab.

Mit Bescheid vom 16. Mai 2018 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, dass sein
Krankengeldanspruch in der Zeit vom 8. bis 14. Mai 2018 ruhe. Die
ArbeitsunfÃ¤higkeit sei zuletzt bis zum 7. Mai 2018 bestÃ¤tigt worden. Eine neue
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung habe der KlÃ¤ger innerhalb einer Woche nach
dem zuletzt bestÃ¤tigten Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit bei der Beklagten einreichen
mÃ¼ssen. Die neue Bescheinigung sei aber erst am 15. Mai 2018 und damit nicht
innerhalb einer Woche bei der Beklagten eingegangen. Gegen diesen Bescheid
legte der KlÃ¤ger am 23. Mai 2018 Widerspruch ein. In seinem
Widerspruchsschreiben trÃ¤gt der KlÃ¤ger unter anderem vor, dass ihm die
ArbeitsunfÃ¤higkeits-bescheinigung vom 8. Mai 2018 durch seinen Arbeitgeber
verspÃ¤tet zugestellt worden sei. Er habe erst am 15. Mai 2018 die MÃ¶glichkeit
gehabt, die Folgebescheinigung abzugeben.

Der Widerspruch des KlÃ¤gers wurde mit Widerspruchsbescheid vom 5. September
2018 zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte berief sich in der BegrÃ¼ndung insbesondere
auf die Regelung des Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 Sozialgesetzbuch â�� FÃ¼nftes Buch (SGB
V). Die fortlaufende ArbeitsunfÃ¤higkeit sei der Krankenkasse grundsÃ¤tzlich
innerhalb einer Woche nach dem zuletzt vom Arzt bestÃ¤tigten voraussichtlichen
Bis-Datum zu melden. Im vorliegenden Fall sei die Meldefrist von einer Woche
Ã¼berschritten worden. Wegen dieser SpÃ¤tmeldung ruhe der
Krankengeldanspruch. Auf die verspÃ¤tete Zustellung der
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung durch den Arbeitgeber komme es nicht an. Es
sei Aufgabe des Versicherten, die ArbeitsunfÃ¤higkeit fristgerecht zu melden.

Der KlÃ¤ger hat am 12. September 2018 Klage beim Sozialgericht erhoben. Er habe
die neue ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung erst abends am 14. Mai 2018 in
seinem Briefkasten vorgefunden.

Das Sozialgericht hat der Klage mit Gerichtsbescheid vom 20. Juni 2019
stattgegeben und die Beklagte unter Aufhebung der streitigen Bescheide zur
Zahlung von Krankengeld fÃ¼r die Zeit vom 8. bis 14. Mai 2018 verurteilt. Der
Anspruch des KlÃ¤gers auf die Zahlung von Krankengeld folge aus Â§ 44 Abs. 1 SGB
V. Die ordnungsgemÃ¤Ã�e Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit gem. Â§ 46 S. 1 Nr.
2, S. 2 SGB V sei zwischen den Beteiligten unstreitig geblieben. Es stelle sich allein
die Frage, ob der Krankengeldanspruch in dem streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
gemÃ¤Ã� Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 geruht habe, weil der KlÃ¤ger das Fortbestehen seiner
ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht rechtzeitig gemeldet habe. Das sei nicht der Fall; ein
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Ruhenstatbestand sei nicht gegeben. Nach Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V ruhe der
Anspruch auf Krankengeld, solange die ArbeitsunfÃ¤higkeit der Krankenkasse nicht
gemeldet werde; dies gelte nicht, wenn die Meldung innerhalb einer Woche nach
Beginn der ArbeitsunfÃ¤higkeit erfolge. Eine eigentliche Meldefrist sehe die
Vorschrift nach ihrer Konstruktion (Grundsatz/Ausnahme) nicht vor; das Ruhen
knÃ¼pfe grundsÃ¤tzlich an den negativen Tatbestand ("solange â�¦ nicht gemeldet
wird") an. Mittelbar bewirke der 2. Halbsatz allerdings eine Meldefrist, weil eine
zunÃ¤chst unterlassene Meldung binnen einer Woche sanktionsfrei nachgeholt
werden kÃ¶nne. Diese mittelbare Meldefrist sei eine so genannte Ereignisfrist, die
nach Â§ 26 Abs. 1 und 3 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) i.V.m. den Â§Â§
187 Abs. 1, 188 Abs. 2 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) zu berechnen sei. Sie
beginne mit dem Tag, der auf den des tatsÃ¤chlichen Eintritts der
ArbeitsunfÃ¤higkeit folge, und ende eine Woche spÃ¤ter mit dem Ablauf des Tages,
der dem Tag entspreche, an dem die ArbeitsunfÃ¤higkeit eingetreten sei bzw. am
nÃ¤chsten Werktag bei Fristende auf einem Samstag, Sonn- oder Feiertag (Â§ 26
Abs. 3 SGB X). Die Frist knÃ¼pfe nach dem eindeutigen Wortlaut an den Beginn der
ArbeitsunfÃ¤higkeit an und beginne daher mit dem Tag nach dem tatsÃ¤chlichen
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbeginn, nicht mit dem Tag der Feststellung der
ArbeitsunfÃ¤higkeit. Allerdings entstehe der Krankengeldanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 46
S. 1 Nr. 2 SGB V erst mit der Ã¤rztlichen Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit. Daher
werde eine Meldung der ArbeitsunfÃ¤higkeit regelmÃ¤Ã�ig erst nach Ausstellung
der entsprechenden Ã¤rztlichen Bescheinigung in Betracht kommen. Bei einer
Fortdauer der ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¼ber den ursprÃ¼nglich bescheinigten
Zeitraum hinaus bestehe in Rechtsprechung und Literatur Einigkeit dahingehend,
dass die Meldeobliegenheit der ArbeitsunfÃ¤higkeit in Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V bei
befristeter Krankschreibung nicht auf die erstmalige Bewilligung von Krankengeld
beschrÃ¤nkt sei. Bei jeweils befristeten (abschnittsweisen) Folgebescheinigungen
mÃ¼ssten Versicherte auch bei Fortdauer der ArbeitsunfÃ¤higkeit diese rechtzeitig
Ã¤rztlich feststellen lassen (Â§ 46 SGB V) und ihrer Krankenkasse binnen
Wochenfrist melden, wenn sie das Ruhen des Anspruchs auf Krankengeld
verhindern wollten. Seit der Ã�nderung des Â§ 46 S. 2 SGB V zum 23. Juli 2015
genÃ¼ge es fÃ¼r die Erhaltung des Krankengeldanspruchs, wenn das Fortbestehen
der ArbeitsunfÃ¤higkeit spÃ¤testens am nÃ¤chsten Werktag nach dem zuletzt
bescheinigten Ende der ArbeitsunfÃ¤higkeit festgestellt werde. Soweit in der
bisherigen Rechtsprechung des BSG, auf die sich die Beklagte berufe, davon
ausgegangen werde, dass das Fortbestehen rechtzeitig vor Ablauf des
bescheinigten ArbeitsunfÃ¤higkeitszeitraums erfolgen mÃ¼sse, beziehe sich dies
erkennbar noch auf die alte Rechtslage. MaÃ�geblich fÃ¼r den Beginn der
Wochenfrist sei vorliegend die Ausstellung der Folgebescheinigung durch die
FliegerÃ¤rzte am 8. Mai 2018. Da der KlÃ¤ger diese Bescheinigung am 15. Mai 2018
bei der Beklagten eingereicht habe, sei die Wochenfrist des Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB
V eingehalten worden. Zumindest in FÃ¤llen, in denen ein Versicherter seine
ArbeitsunfÃ¤higkeit am nÃ¤chsten Werktag nach Ablauf der Vorbescheinigung
feststellen lasse, kÃ¶nne entgegen der Auffassung der Beklagten nicht an den
letzten Tag der vorhergehenden ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung angeknÃ¼pft
werden. Der Wortlaut des Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V knÃ¼pfe maÃ�geblich an das
tatsÃ¤chliche Vorliegen der ArbeitsunfÃ¤higkeit an. Voraussetzung fÃ¼r das
Bestehen der Meldeobliegenheit sei daher nicht der Ablauf der Vorbescheinigung,
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sondern vielmehr die tatsÃ¤chliche Feststellung des Fortbestehens der
ArbeitsunfÃ¤higkeit. Demnach kÃ¶nne man nicht davon ausgehen, dass sich die
Wochenfrist bei Folgebescheinigungen von einer Ereignisfrist gemÃ¤Ã� Â§ 187 Abs.
1 BGB in eine Terminsfrist gemÃ¤Ã� Â§ 187 Abs. 2 BGB umwandele. Die
entgegenstehende Auffassung der Beklagten wÃ¼rde dazu fÃ¼hren, dass
Versicherte, die das Fortbestehen ihrer ArbeitsunfÃ¤higkeit im Einklang mit Â§ 46 S.
2 SGB V am nÃ¤chsten Werktag nach Ablauf der Vorbescheinigung feststellen
lieÃ�en, faktisch eine verkÃ¼rzte Meldefrist beachten mÃ¼ssten. FÃ¼r den KlÃ¤ger
hÃ¤tte diese VerkÃ¼rzung nur einen Tag betragen. Es seien aber auch
Konstellationen mit drastischeren VerkÃ¼rzungen denkbar, etwa wenn die
ArbeitsunfÃ¤higkeit bis zum letzten Werktag vor einem Feiertagswochenende
bescheinigt werde und der Versicherte sich im Einklang mit Â§ 46 S. 2 SGB V erst
am nÃ¤chsten Werktag wieder bei seinem Arzt vorgestelle. FÃ¼r eine solche
VerkÃ¼rzung biete der Wortlaut des Â§ 49 Abs. 1 Nr.5 SGB V keinen
AnknÃ¼pfungspunkt. Ein AnknÃ¼pfen des Beginns der Meldefrist an den letzten
Tag der Vorbescheinigung lasse sich auch aus systematischen GrÃ¼nden nicht
rechtfertigen. Die gesetzliche Regelung regele nur eine mittelbare Meldefrist, indem
sie dem Versicherten die MÃ¶glichkeit einrÃ¤ume, die Meldung innerhalb einer
Woche nachzuholen. Im Grundsatz mÃ¼sse der Versicherte seine
ArbeitsunfÃ¤higkeit unverzÃ¼glich bei der Krankenkasse melden. WÃ¼rde man der
Auffassung der Beklagten folgen, mÃ¼sste der Versicherte ggf. vorsorglich noch vor
der Feststellung des Fortbestehens der ArbeitsunfÃ¤higkeit eine entsprechende
Meldung bei der Krankenkasse veranlassen. Das wÃ¤re unsinnig. Ein Abstellen auf
den letzten Tag der Vorbescheinigung sei auch nach dem Sinn und Zweck der
Vorschrift nicht geboten. Mit der Regelung des Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V solle
sichergestellt werden, dass die Krankenkassen nicht die Voraussetzungen eines
verspÃ¤tet geltend gemachten Krankengeldanspruchs im Nachhinein aufklÃ¤ren
mÃ¼sse. Sie solle die MÃ¶glichkeit erhalten, die ArbeitsunfÃ¤higkeit zeitnah durch
Einschaltung des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung Ã¼berprÃ¼fen
zu lassen, um LeistungsmissbrÃ¤uchen entgegentreten und MaÃ�nahmen zur
Wiederherstellung der ArbeitsfÃ¤higkeit einleiten zu kÃ¶nnen. Diesem Ziel sei aber
genÃ¼ge getan, wenn die Krankenkassen innerhalb einer Woche nach der letzten
Ã¤rztlichen Feststellung die MÃ¶glichkeit zur Ã�berprÃ¼fung erhielten.

Die Beklagte hat gegen den ihr am 25. Juni 2019 zugestellten Gerichtsbescheid am
5. Juli 2019 Berufung eingelegt. Eine fortbestehende ArbeitsunfÃ¤higkeit sei als
einheitlicher Lebenssachverhalt zu betrachten und eine weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit
kein neues Ereignis i.S.d. Fristenregelung des BGB, so dass auch Â§ 187 Abs. 1 BGB
keine Anwendung finde. Bei fortbestehender ArbeitsunfÃ¤higkeit sei es erforderlich,
dass die weitere ArbeitsunfÃ¤higkeit innerhalb einer Woche nach dem zuletzt vom
Arzt bestÃ¤tigten voraussichtlichen "Bis-Datum" der Krankenkasse gemeldet werde.

Die Beklagte beantragt,

die Klage unter Aufhebung des angefochtenen Gerichtsbescheides abzuweisen.

Der KlÃ¤ger hÃ¤lt die Entscheidung des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend und hat
keinen ausdrÃ¼cklichen Antrag gestellt.
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Prozessakte sowie der Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist statthaft, form- und fristgerecht gem. Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz (SGG) und daher zulÃ¤ssig. Sie ist aber unbegrÃ¼ndet. Zu
Recht und mit zutreffender BegrÃ¼ndung, auf die nach Â§ 153 Abs. 2 SGG Bezug
genommen wird, hat das Sozialgericht der Klage stattgegeben.

ErgÃ¤nzend ist auf Folgendes hinzuweisen:

Â§ 49 Abs. 1 Nr. 5 SGB V stellt auf die ArbeitsunfÃ¤higkeit und deren Meldung ab.
Das Mittel zur Meldung der ArbeitsunfÃ¤higkeit ist die
ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigung. Diese wird wiederum nach Ã¤rztlicher
Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit vom behandelnden Arzt ausgestellt. Um daher
seiner Meldepflicht nachkommen zu kÃ¶nnen, braucht der Versicherte eine
entsprechende Ã¤rztlich ausgestellte Bescheinigung. Hat er eine solche nicht, kann
er auch keine ArbeitsunfÃ¤higkeit melden. Diese Notwendigkeit ergibt sich auch aus
der neusten Entscheidung des BSG zu dieser Frage (vgl. BSG, Beschl. v. 04.06.2019
â�� B 3 KR 48/18 B, Rn. 13). Es ist daher in der vorliegenden Konstellation, in der
die Ã¤rztliche Feststellung der weiteren ArbeitsunfÃ¤higkeit zeitlich dem Ablauf der
"Bis-Frist" nachfolgt, fÃ¼r die Einhaltung der Meldeobliegenheit des Â§ 49 Abs. 1 Nr.
5 SGB V das Datum der (neuen) Ã¤rztlichen AU-Feststellung maÃ�geblich.

Nicht zu vergleichen ist diese Konstellation mit derjenigen, in der die Ã¤rztliche
Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit dem Ablauf der "Bis-Frist" vorausgeht. Diese
Konstellation lag der von der Beklagten zitierten Entscheidung des Hessischen LSG
(Urt. v. 08.02.2018 â�� L 1 KR 333/17) und auch der zuvor zitierten Entscheidung
des BSG zugrunde.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Die Revision war wegen
grundsÃ¤tzlicher Bedeutung zuzulassen.

Erstellt am: 22.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               5 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/49.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20KR%2048/18%20B
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/49.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/49.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%201%20KR%20333/17
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

